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7 2 9 . Verordnung: Änderung der Ausländerbeschäftigungsverordnung 1990
7 3 0 . Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den Studentenberatungsdienst
7 3 1 . Kundmachung: (Neues) Wappenschild der Republik Ungarn
7 3 2 . Kundmachung: Flagge der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation

729. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales, mit der die Ausländerbe-

schäftigungsverordnung 1990 geändert wird

Auf Grund des § 1 Abs. 4 des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, zuletzt geän-
dert durch die Beschäftigungssicherungsnovelle
1993, BGBl. Nr. 502, wird verordnet:

Die Ausländerbeschäftigungsverordnung 1990,
BGBl. Nr. 609, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Z 4 lautet:

„4. Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit als
Austauschlehrer und Sprachassistenten an
Unterrichtsanstalten, sofern ihr Austausch im
Rahmen zwischenstaatlicher Kulturabkom-
men erfolgt, sowie an österreichischen Univer-
sitäten und Hochschulen künstlerischer Rich-
tung im Rahmen von Austauschprogrammen;"

2. Im § 1 wird der Punkt am Ende der Z 6 durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 7 und 8
angefügt:

„7. Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit als
Gastforscher an österreichischen Universitä-
ten, an der Akademie der bildenden Künste
oder an Kunsthochschulen;

8. Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit als
Gastlehrer, Gastforscher oder Stipendiaten an
folgenden Einrichtungen:
Österreichische Akademie der Wissenschaf-

ten,
Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Arse-

nal,
Geologische Bundesanstalt,
Zentralanstalt für Meteorologie und Geody-

namik,

Österreichisches Archäologisches Institut,
Institut für Österreichische Geschichtsfor-

schung,
Österreichische Nationalbibliothek,
Österreichisches Forschungszentrum Seibers-

dorf GesmbH.,
Forschungsgesellschaft Joanneum GesmbH.,
Institut für die Wissenschaften vom Menschen,
Institut für Europäische Studien,
Institut für Höhere Studien und Wissenschaft-

liche Forschung,
Österreichisches Ost- und Südosteuropa-In-

stitut,
Internationales Forschungszentrum für Kul-

turwissenschaften,
Österreichisches Institut für Wirtschaftsfor-

schung,
Wiener Institut für Internationale Wirtschafts-

vergleiche,
Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft — Österrei-

chische Vereinigung zur Förderung der
wissenschaftlichen Forschung,

Österreichische Forschungsgemeinschaft,
Institut für internationale Politik,
Österreichisches Studienzentrum für Frieden

und Konfliktlösung,
Erwin Schrödinger-Institut für Mathemati-

sche Physik,
Institut für Weltraummedizin,
Institut für Konfliktforschung,
Institut für Kybernetik,
Mikrostrukturzentrum,
Institut für den Donauraum."

3. § 2 erhält die Absatzbezeichnung „(1)";
folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 1 Z 4, 7 und 8 in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 729/1993 treten mit 1. No-
vember 1993 in Kraft."

Hesoun
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730. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Ausbil-
dung und Prüfung für den Studentenberatungs-

dienst

Auf Grund der §§ 24 bis 35 und 243 BDG 1979,
BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 518/1993, wird im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Die Grundausbildung für den Studenten-
beratungsdienst umfaßt die Schulung am Arbeits-
platz, die praktische Verwendung am Arbeitsplatz
und einen Ausbildungslehrgang.

(2) Ziel der Grundausbildung ist es, den
Mitarbeitern die über ein Studium der Psychologie
hinaus erforderlichen Grundkenntnisse und Erfah-
rungen zu vermitteln, die zur Erfüllung der
Aufgaben der Psychologischen Beratungsstellen für
Studierende erforderlich sind, und in die rechtli-
chen, organisatorischen und soziologischen Bedin-
gungen der Tätigkeit als Studentenberater einzu-
führen.

(3) Die Grundausbildung hat mit dem Dienstein-
tritt des Mitarbeiters zu beginnen und ist innerhalb
von vier Jahren abzuschließen. Der Zeitraum,
innerhalb dessen die Grundausbildung abzuschlie-
ßen ist, kann von der Dienstbehörde erstreckt
werden, wenn ein baldiger positiver Abschluß zu
erwarten ist. Die Dienstbehörde kann den Zeitraum
auch dann erstrecken, wenn dienstliche Gründe
hiefür sprechen.

Schulung am Arbeitsplatz

§ 2. (1) Die Grundausbildung beginnt mit einer
Schulung am Arbeitsplatz, während der folgende
Ausbildungsinhalte zu vermitteln sind:

1. Kenntnisse und Fertigkeiten in psychologi-
scher Gesprächsführung,

2. detaillierte Kenntnisse über Ausbildungsmög-
lichkeiten nach der Reifeprüfung,

3. Kenntnisse und Fertigkeiten über psycholo-
gisch-diagnostische Verfahren zur Unterstüt-
zung der Studien- und Berufswahl,

4. Kenntnisse und Fertigkeiten über angewandte
Lerntechniken für Studierende,

5. Kenntnisse über die Tätigkeit anderer Einrich-
tungen zur Studien- und Berufsberatung für
Maturanten und Akademiker.

(2) Für die Durchführung der Schulung am
Arbeitsplatz ist der Leiter der jeweiligen Beratungs-
stelle zuständig. Erforderlichenfalls haben die
übrigen Mitarbeiter der Beratungsstelle an der
Ausbildung mitzuwirken.

(3) Der Leiter der Beratungsstelle hat nach
Anhörung des Mitarbeiters ein Schulungsprogramm
zu erstellen. Dieses ist derart zu gestalten, daß die
angeführten Ausbildungsinhalte im Umfang von
mindestens 120 Stunden längstens innerhalb von
zehn Monaten ab Beginn des Dienstverhältnisses
vermittelt werden. Dabei ist auf entsprechende
Vorkenntnisse des auszubildenden Mitarbeiters
Bedacht zu nehmen. Einzelne Teile der Schulung
am Arbeitsplatz können nach Anhörung des
Mitarbeiters an einer anderen Psychologischen
Beratungsstelle für Studierende absolviert werden.

(4) Der Leiter der Beratungsstelle hat dem Leiter
des Ausbildungslehrganges das Ausbildungspro-
gramm und einen Bericht über den Abschluß der
Schulung am Arbeitsplatz vorzulegen.

Praktische Verwendung am Arbeitsplatz

§ 3. (1) Die praktische Verwendung am Arbeits-
platz erfolgt unter Anleitung und Aufsicht des
Leiters der jeweiligen Beratungsstelle. Dabei sind
die den Vorkenntnissen des Mitarbeiters und der
Schulung am Arbeitsplatz entsprechenden und zur
Erfüllung der Aufgaben der Psychologischen
Studentenberatung erforderlichen Tätigkeiten effi-
zient durchzuführen.

(2) Zur Erweiterung und Festigung seiner
praktischen Ausbildung soll der Mitarbeiter nach
einer Dienstzeit von mindestens sechs Monaten
Gelegenheit erhalten, nicht nur an seiner Dienst-
stelle, sondern auch an einer anderen Psychologi-
schen Beratungsstelle für Studierende oder allenfalls
auch an einer anderen Einrichtung mit vergleichba-
rer Aufgabenstellung Tätigkeiten durchzuführen,
die mit seinem zukünftigen Aufgabengebiet in
inhaltlichem und fachlichem Zusammenhang ste-
hen.

(3) Die Dauer der Verwendung an einer anderen
Dienststelle hat dabei mindestens zwei Wochen und
höchstens sechs Wochen zu betragen. Die Auswahl
der anderen Dienststellen sowie die Festlegung des
Zeitpunktes und der Dauer der Tätigkeit an der
anderen Dienststelle erfolgen durch den Leiter der
Psychologischen Beratungsstelle für Studierende
nach Anhörung des Mitarbeiters.

(4) Die Leiter der Psychologischen Beratungsstel-
len für Studierende haben dem Leiter des
Ausbildungslehrganges nach zehn Monaten ab
Beginn des Dienstverhältnisses und in der Folge
jährlich bis zur Zulassung zum Ausbildungslehr-
gang einen Bericht über den Erfolg der praktischen
Verwendung am Arbeitsplatz vorzulegen.

Ausbildungslehrgang

§ 4. (1) Im Ausbildungslehrgang für den Studen-
tenberatungsdienst sind folgende Gegenstände zu
behandeln:
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1. Grundzüge des österreichischen Verfassungs-
rechtes und des Behördenaufbaus,

2. Grundzüge des Dienst- und Besoldungsrech-
tes der Beamten der Allgemeinen Verwaltung,

3. Rechtliche Rahmenbedingungen des Stu-
diums,

4. Berufsrecht von Psychologen und Psychothe-
rapeuten,

5. Theoretische Grundlagen psychologischer Ar-
beit mit Studierenden,

6. Theoretische Grundlagen psychotherapeuti-
scher Arbeit mit Studierenden.

(2) Die Lehrveranstaltungen des Ausbildungs-
lehrganges und deren Umfang sind vom Leiter des
Ausbildungslehrganges derart festzulegen, daß
unter Berücksichtigung der Schulung und der
praktischen Verwendung am Arbeitsplatz die Ziele
der Grundausbildung erreicht werden.

(3) Die in Abs. 1 genannten Gegenstände können
auch in zeitlich und örtlich getrennten Ausbildungs-
teilen angeboten werden.

Leitung des Ausbildungslehrganges

§ 5. (1) Der Ausbildungslehrgang ist beim
Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung
einzurichten.

(2) Der Leiter des Ausbildungslehrganges, sein
Stellvertreter und die Mitglieder der Prüfungskom-
mission werden vom Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung auf die Dauer von fünf Jahren
bestellt. Der Leiter des Ausbildungslehrganges ist
gleichzeitig Vorsitzender der Prüfungskommission,
sein Stellvertreter ist auch stellvertretender Vorsit-
zender der Prüfungskommission.

(3) Die Vortragenden des Ausbildungslehrganges
werden vom Leiter des Ausbildungslehrganges
bestellt.

(4) Die Vortragenden und Prüfer für die in § 4
Abs. 1 Z 1 bis 4 genannten Gegenstände müssen
rechtskundig sein.

(5) Die Vortragenden für die in § 4 Abs. 1 Z 5
und 6 genannten Gegenstände müssen ein einschlä-
giges Universitätsstudium absolviert haben. Die
Prüfer für den Gegenstand „Theoretische Grundla-
gen psychologischer Arbeit mit Studierenden"
müssen klinische Psychologen und die Prüfer für
den Gegenstand „Theoretische Grundlagen psycho-
therapeutischer Arbeit mit Studierenden" müssen
Psychotherapeuten sein.

(6) Für die Sacherfordernisse und die Besorgung
der Verwaltungsgeschäfte, die mit der Durchfüh-
rung des Ausbildungslehrganges und der Prüfung
für den Studentenberatungsdienst verbunden sind,
ist beim Bundesministerium für Wissenschaft und
Forschung vorzusorgen.

Abhaltung des Ausbildungslehrganges

§ 6. (1) Der Ausbildungslehrgang ist grundsätz-
lich alle zwei Jahre abzuhalten. Wenn sich weniger
als fünf Kandidaten zur Ausbildung melden, kann
jedoch der Leiter des Ausbildungslehrganges die
Abhaltung des Lehrganges um ein Jahr verschieben.
Im Falle der Verschiebung ist der Ausbildungslehr-
gang durchzuführen, wenn sich mindestens drei
Kandidaten zur Ausbildung melden.

(2) Sofern während dreier aufeinanderfolgender
Kalenderjahre kein Ausbildungslehrgang durchge-
führt wird, sind den Kandidaten für den Ausbil-
dungslehrgang schriftliche Unterlagen zu überge-
ben, die üblicherweise den Teilnehmern an einem
Ausbildungslehrgang zur Verfügung gestellt wer-
den.

Zulassung zum Ausbildungslehrgang

§ 7. (1) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang
setzt voraus:

1. eine mindestens zwölfmonatige Verwendung,
für die die erfolgreiche Ablegung der Prüfung
für den Studentenberatungsdienst als Defini-
tivstellungserfordernis vorgeschrieben ist,

2. die erfolgreiche Absolvierung der Schulung
am Arbeitsplatz,

3. die erfolgreiche praktische Verwendung am
Arbeitsplatz.

(2) Zum Ausbildungslehrgang können auch
andere Bedienstete einer vergleichbaren Verwen-
dungs- oder Entlohnungsgruppe zugelassen wer-
den, wenn die Teilnahme aller Kandidaten zur
Prüfung für den Studentenberatungsdienst gesichert
ist und die ordnungsgemäße Durchführung der
Lehrgangsveranstaltungen hiedurch nicht beein-
trächtigt wird.

(3) Gegen Kostenersatz können auch andere
Personen, die nicht Bundesbedienstete sind, zum
Ausbildungslehrgang zugelassen werden, sofern
nach Aufnahme der im Abs. 2 genannten Bedienste-
ten noch Ausbildungsplätze vorhanden sind. An-
stelle der Dienstprüfung ist für diese Personen eine
Erfolgskontrolle in Form einer schriftlichen und
mündlichen Abschlußprüfung durchzuführen. Über
die erfolgreiche Absolvierung dieser Ausbildung hat
der Leiter des Ausbildungslehrganges eine schriftli-
che Bestätigung auszustellen.

(4) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang ist
längstens sechs Wochen vor Beginn des Ausbil-
dungslehrganges im Dienstweg beim Leiter des
Ausbildungslehrganges zu beantragen.

(5) Über die Zulassung zum Ausbildungslehrgang
hat der Leiter des Ausbildungslehrganges zu
entscheiden. Gegen diese Entscheidung ist die
Berufung an den Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung zulässig.
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Besuch des Ausbildungslehrganges

§ 8. (1) Bedienstete, die zum Ausbildungslehr-
gang zugelassen sind, sind verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teilzu-
nehmen.

(2) Ist ein Bediensteter aus einem Ausbildungs-
lehrgang ausgeschieden oder wurde mehr als ein
Drittel der vorgesehenen Ausbildungszeit eines
Ausbildungslehrganges oder eines Ausbildungsteiles
versäumt, so hat der Leiter des Ausbildungslehrgan-
ges die Zulassung zum Ausbildungslehrgang oder
zu den jeweiligen Teilen des Ausbildungslehrganges
zu widerrufen.

(3) Der Leiter des Ausbildungslehrganges kann
Bediensteten, die Teile eines Lehrganges oder einen
gesamten Ausbildungslehrgang unverschuldet ver-
säumt haben, auf Antrag neuerlich zum Ausbil-
dungslehrgang zulassen. Für die neuerliche Zulas-
sung gilt § 7.

Dienstprüfung

§ 9. (1) Die Absolvierung der Grundausbildung
ist durch die erfolgreiche Ablegung der Dienstprü-
fung nachzuweisen.

(2) Die Dienstprüfung besteht aus:
1. mündlichen Einzelprüfungen über die in § 4

Abs. 1 Z 1 und 2 angeführten Gegenstände,
2. einer schriftlichen Hausarbeit und
3. einer kommissionellen Abschlußprüfung über

die in § 4 Abs. 1 Z 3 bis 6 angeführten
Gegenstände.

(3) In der Hausarbeit ist ein vom Kandidaten
betreuter Fall psychologischer Beratung und ein
vom Kandidaten betreuter Fall psychologischer
oder psychotherapeutischer Behandlung von Stu-
dierenden im Hinblick auf Diagnostik, Beratung
oder Behandlung und deren Evaluation umfassend
darzustellen.

(4) Bei der kommissionellen Abschlußprüfung ist
unter Berücksichtigung der Hausarbeit zu beurtei-
len, ob der Kandidat unter Beachtung der
organisatorischen und rechtlichen Rahmenbedin-
gungen in der Lage ist, die psychologisch-psycho-
therapeutische Arbeit fachlich einwandfrei und
effizient durchzuführen.

Zulassung zur Dienstprüfung

§ 10. (1) Die Zulassung zu den Einzelprüfungen
setzt die Absolvierung des entsprechenden Teiles
des Ausbildungslehrganges oder ein entsprechendes
Selbststudium (§ 6 Abs. 2) voraus.

(2) Die Hausarbeit darf erst nach Absolvierung
des Ausbildungslehrganges über die in § 4 Abs. 1 Z 4
bis 6 genannten Gegenstände oder eines entspre-
chenden Selbststudiums (§ 6 Abs. 2) eingereicht
werden. Der genaue Zeitpunkt der Einreichung ist

vom Vorsitzenden der Prüfungskommission festzu-
setzen.

(3) Die Zulassung zur kommissionellen Ab-
schlußprüfung setzt voraus:

1. eine zumindest zweijährige Verwendung, für
die die erfolgreiche Ablegung der Prüfung für
den Studentenberatungsdienst als Definitiv-
stellungserfordernis vorgeschrieben ist,

2. den Abschluß der Einzelprüfungen und
3. die Einreichung der Hausarbeit.

Prüfungsverfahren

§ 11. Der Vorsitzende der Prüfungskommission
hat aus den Mitgliedern der Prüfungskommission
die Einzelprüfer für die in § 4 Abs. 1 Z 1 und 2
genannten Gegenstände und den Prüfungssenat für
die kommissionelle Abschlußprüfung zu bestimmen.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 12. Soweit in dieser Verordnung personenbezo-
gene Bezeichnungen nur in männlicher Form
angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und
Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezi-
fische Form zu verwenden.

Übergangsbestimmung

§ 13. Eine abgeschlossene Ausbildung nach der
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft
und Forschung über die Ausbildung für den
Studentenberatungsdienst, BGBl. Nr. 196/1975, gilt
als Grundausbildung für den Studentenberatungs-
dienst nach der vorliegenden Verordnung.

Inkrafttreten

§ 14. Diese Verordnung tritt mit 1. November
1993 in Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt gemäß § 233 Abs. 1 BDG 1979 die Verordnung
des Bundesministers für Wissenschaft und For-
schung über die Ausbildung und Prüfung für den
Studentenberatungsdienst, BGBl. Nr. 196/1975,
außer Kraft.

Busek

731 . Kundmachung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend das

(neue) Wappenschild der Republik Ungarn

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Markenschutzge-
setzes 1970, BGBl. Nr. 260, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 109/1993, wird im
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Einvernehmen mit dem Bundesminister für auswär-
tige Angelegenheiten kundgemacht, daß

§ 6 Abs. 1 des Markenschutzgesetzes 1970 auf
das (neue) Wappenschild der Republik Ungarn
Anwendung findet, das im Markenregister des
Österreichischen Patentamtes für jedermann zur
Einsicht aufliegt.

Schüssel

7 3 2 . Kundmachung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Flagge der Internationalen Zivilluftfahrtorga-

nisation

Auf Grund des § 4 Abs. 1 2 1 lit. c des
Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, zuletzt

geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 109/1993, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten
kundgemacht, daß

die Flagge der Internationalen Zivilluftfahrtorga-
nisation, welche im Markenregister des Österrei-
chischen Patentamtes für jedermann zur Einsicht
aufliegt, von der Registrierung nach dem
Markenschutzgesetz ausgeschlossen ist.

Von dieser Kundmachung bleibt die Kundma-
chung des Bundesministers für Handel, Gewerbe
und Industrie vom 6. Oktober 1975, BGBl.
Nr. 543/1975, betreffend die Bezeichnungen, die
Abkürzungen der Bezeichnungen, die Zeichen und
Siegel der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
unberührt.

Schüssel
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